
§ 36b Stmk. ElWOG 2005 

Grundversorgung 

(1) Stromhändlerinnen/Stromhändler und sonstige Lieferantinnen/Lieferanten, zu deren 

Tätigkeitsbereich die Versorgung von Haushaltskundinnen/Haushaltskunden zählt, haben 

ihren Allgemeinen Tarif für die Grundversorgung von Haushaltskundinnen/Haushaltskunden 

und Kleinunternehmen in geeigneter Weise (zB Internet) zu veröffentlichen. Sie sind 

verpflichtet, im Landesgebiet zu ihren geltenden Allgemeinen Geschäftsbedingungen und zu 

diesem Tarif Verbraucherinnen/Verbraucher im Sinne des § 1 Abs. 1 Z 2 KSchG und 

Kleinunternehmen, die sich ihnen gegenüber auf die Grundversorgung berufen, mit 

elektrischer Energie zu beliefern (Pflicht zur Grundversorgung). 

(2) Der Allgemeine Tarif der Grundversorgung für Verbraucherinnen/Verbraucher im 

Sinne des § 1 Abs. 1 Z 2 KSchG darf nicht höher sein als jener Tarif, zu dem die größte Anzahl 

ihrer Kundinnen/Kunden im Landesgebiet, die Verbraucherinnen/Verbraucher im Sinne des 

§ 1 Abs. 1 Z 2 KSchG sind, versorgt werden. Der Allgemeine Tarif der Grundversorgung für 

Kleinunternehmen im Landesgebiet darf nicht höher sein als jener Tarif, der gegenüber 

vergleichbaren Kundengruppen Anwendung findet. Der Verbraucherin/Dem Verbraucher im 

Sinne des § 1 Abs. 1 Z 2 KSchG, die/ der sich auf die Grundversorgung beruft, darf im 

Zusammenhang mit der Aufnahme der Belieferung keine Sicherheitsleistung oder 

Vorauszahlung abverlangt werden, welche die Höhe einer Teilbetragszahlung für einen Monat 

übersteigt. 

(3) Gerät die Verbraucherin/der Verbraucher während 6 Monaten nicht in weiteren 

Zahlungsverzug, so ist ihr/ihm die Sicherheitsleistung rückzuerstatten und von einer 

Vorauszahlung abzusehen, solange nicht erneut ein Zahlungsverzug eintritt. 

(4) Bei Berufung von Verbraucherinnen/Verbrauchern im Sinne des § 1 Abs. 1 Z 2 KSchG 

und Kleinunternehmen auf die Pflicht zur Grundversorgung sind Netzbetreiberunternehmen, 

unbeschadet bis zu diesem Zeitpunkt vorhandener Zahlungsrückstände, zur 

Netzdienstleistung verpflichtet. Verbraucherinnen/Verbrauchern darf im Zusammenhang mit 

dieser Netzdienstleistung keine Sicherheitsleistung oder Vorauszahlung abverlangt werden, 

welche die Höhe einer Teilbetragszahlung für einen Monat übersteigt. Abs. 3 gilt sinngemäß. 

Im Falle eines nach Berufung auf die Pflicht zur Grundversorgung erfolgenden erneuten 

Zahlungsverzuges, sind Netzbetreiberinnen/Netzbetreiber bis zur Bezahlung dieser 

ausstehenden Beträge zur physischen Trennung der Netzverbindung berechtigt, es sei denn 

die Kundin/der Kunde verpflichtet sich zur Vorausverrechnung mittels Prepaymentzahlung für 

künftige Netznutzung und Lieferung. § 82 Abs. 3 ElWOG gilt im Falle des erneuten 

Zahlungsverzugs sinngemäß. Die Verpflichtung der Prepaymentzahlung besteht nicht für 

Kleinunternehmen mit einem Lastprofilzähler. 

(5) Eine im Rahmen der Grundversorgung eingerichtete Prepaymentfunktion ist auf 

Kundenwunsch zu deaktivieren, wenn die Endverbraucherin/der Endverbraucher ihre/seine 

im Rahmen der Grundversorgung angefallenen Zahlungsrückstände beim Lieferanten- und 

Netzbetreiberunternehmen beglichen hat oder wenn ein sonstiges schuldbefreiendes 

Ereignis eingetreten ist. 

Anm.: in der Fassung LGBl. Nr. 25/2007, LGBl. Nr. 89/2011, LGBl. Nr. 45/2014 

 

 

  

https://www.ris.bka.gv.at/Ergebnis.wxe?Abfrage=Lgbl&Lgblnummer=25/2007&Bundesland=Steiermark&BundeslandDefault=Steiermark&FassungVom=&SkipToDocumentPage=True
https://www.ris.bka.gv.at/Ergebnis.wxe?Abfrage=Lgbl&Lgblnummer=89/2011&Bundesland=Steiermark&BundeslandDefault=Steiermark&FassungVom=&SkipToDocumentPage=True
https://www.ris.bka.gv.at/Ergebnis.wxe?Abfrage=LgblAuth&Lgblnummer=45/2014&Bundesland=Steiermark&BundeslandDefault=Steiermark&FassungVom=&SkipToDocumentPage=True


Richtlinie (EU) 2019/944 

Artikel 28 – Schutzbedürftiger Kunden 

Die Mitgliedstaaten ergreifen geeignete Maßnahmen zum Schutz der Kunden und tragen 

insbesondere dafür Sorge, dass für schutzbedürftige Kunden ein angemessener Schutz 

besteht. In diesem Zusammenhang definiert jeder Mitgliedstaat den Begriff 

schutzbedürftiger Kunde, der auf Energiearmut abstellen und auf das Verbot, solche 

Kunden in schwierigen Zeiten von der Energieversorgung auszuschließen, hinweisen kann. 

Für die Definition des Begriffs schutzbedürftiger Kunde können die Höhe des Einkommens, 

der Anteil der Energieausgaben am verfügbaren Einkommen, die Energieeffizienz von 

Wohnungen, die kritische Abhängigkeit von elektrischen Geräten für gesundheitliche 

Zwecke, das Alter und weitere Kriterien herangezogen werden. Die Mitgliedstaaten stellen 

sicher, dass die Rechte und Verpflichtungen im Zusammenhang mit schutzbedürftigen 

Kunden gewährt bzw. eingehalten werden. Insbesondere treffen sie Vorkehrungen, um 

Endkunden in abgelegenen Gebieten zu schützen. Die Mitgliedstaaten gewährleisten einen 

hohen Verbraucherschutz, insbesondere bei der Transparenz der Vertragsbedingungen, 

allgemeinen Informationen und Streitbeilegungsverfahren. 

Die Mitgliedstaaten ergreifen geeignete Maßnahmen, beispielsweise Leistungen im Rahmen 

der Systeme der sozialen Sicherheit zu gewähren, um die notwendige Versorgung für 

schutzbedürftige Kunden zu gewährleisten, oder Zuschüsse für Verbesserungen der 

Energieeffizienz zu gewähren sowie Energiearmut, sofern sie gemäß Artikel 3 Absatz 3 

Buchstabe d der Verordnung (EU) 2018/1999 festgestellt wurde, auch im breiteren Kontext 

der Armut, zu bekämpfen. Durch diese Maßnahmen dürfen die in Artikel 4 geforderte 

wirksame Öffnung des Marktes oder das Funktionieren des Marktes nicht beeinträchtigt 

werden, und die Kommission ist gegebenenfalls gemäß Artikel 9 Absatz 4 von ihnen in 

Kenntnis zu setzen. Die entsprechenden Mitteilungen können auch Maßnahmen innerhalb 

des allgemeinen Systems der sozialen Sicherheit enthalten. 

 

Richtlinie (EU) 2019/944 

Artikel 29 – Energiearmut 

Bei der Einschätzung gemäß Artikel 3 Absatz 3 Buchstabe d der Verordnung (EU) 

2018/1999, wie viele Haushalte von Energiearmut betroffen sind, definieren die 

Mitgliedstaaten eine Reihe von Kriterien und veröffentlichen diese Kriterien, zu denen auch 

ein niedriges Einkommen, ein hoher Anteil der Energieausgaben am verfügbaren 

Einkommen und schlechte Energieeffizienz zählen können. 

Die Kommission stellt in diesem Zusammenhang und im Zusammenhang mit Artikel 5 

Absatz 5 Leitlinien zur Definition des Begriffs erhebliche Anzahl von von Energiearmut 

betroffenen Haushalten bereit und geht dabei davon aus, dass jeder Anteil der Haushalte, 

die von Energiearmut betroffen sind, als bedeutend angesehen werden kann. 


